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Satzung zur Aufhebung der Satzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
Kraftshof (SanierungsgebietsS Kraftshof – SanKS) 
 
 
 
Entscheidungsvorlage 
 
 
Am 2.April 2014 beschloss der Stadtrat die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes Krafts-
hof. Schon zuvor hatte die Regierung von Mittelfranken die Aufnahme in das Bayerische-
Städtebauförderungsprogramm genehmigt und so der Umgestaltung und Aufwertung des Orts-
kerns von Kraftshof die Türen geöffnet.  

 
Schon 2011 waren Vertreterinnen und Vertreter des Kraftshofer Bundes und der Kraftshofer Be-
völkerung auf die Stadtspitze zugekommen, um auf dringende Sanierungsbedarfe innerhalb 
Kraftshof aufmerksam zu machen und bei der Erarbeitung von Sanierungszielen mitzuwirken. Der 
dadurch entstandene, intensive Bürgerkontakt spielte im Beteiligungsprozess eine große Rolle. 

 
Zu den mit der Bevölkerung erarbeiteten Entwicklungszielen zählten unter anderem die Erhaltung 
und Wiederherstellung des historischen Ortsbildes rund um die Wehrkirche St. Georg, eine Verle-
gung der dort befindlichen Parkplätze außerhalb des Ortskerns und eine Aufwertung des Spielan-
gebots auf dem Spielplatz an der Schiestlstraße. Auch weitere mögliche Projekte wurden intensiv 
diskutiert, konnten jedoch auf Grund fehlender Akzeptanz der Beteiligten nicht umgesetzt werden. 
 
Bis 2020 wurden von Seiten der Stadt im Rahmen der Städtebauförderungsphase insgesamt 
556.000 Euro in die baulichen Maßnahmen und die begleitenden Beteiligungsprozesse investiert. 
Zusätzlich konnte im Rahmen des Bauunterhalts die Kraftshofer Hauptstraße erneuert werden. Der 
Freistaat beteiligte sich mit Städtebaufördermitteln in Höhe von 287.800 Euro. 
 
Zum Abschluss der Sanierung wurde eine Dokumentation erstellt, die als Anlage beiliegt. 
 
Mit der letzten Baumaßnahme, der Umgestaltung des Spielplatzes Schiestlstraße, ist die Sanie-
rung im Rahmen der Städtebauförderung abgeschlossen. Die Sanierungssatzung muss daher ge-
mäß § 162 Abs. 1 BauGB wieder aufgehoben werden. Gemäß § 162 Abs. 2 BauGB hat der Auf-
hebungsbeschluss in Form einer Satzung zu erfolgen.  
 
 
 


